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1. Dieses Rundschreiben wurde von der Abschlussprüfera (APAB)
gibt dieund der Finanzmarktaufsichtsbehörde (FMA) gemeinsam

Rechtsansicht der APAB und der FMA wieder, stellt keine Verord dar und gilt

für Unternehmen von öffentlichem lnteresse und deren als

Orientierungshilfe bei Anwendung der Verordnung (EU) Nr 53712014 über

spezifische Anforderungen an die Abschlussprüfung bei rnehmen von

über die AP-V] u^löffentlichem lnteresse vom 16. April 2014

diC gesetzlichen Bestimmungen hinausgehende Rechte und Pflichten können aus dem

Rundschreiben nicht abgeleitet werden.

2. Aus der AP-VO ergeben sich Kompetenzen sowohl für die FMA als auch für die

APAB. Vor diesem Hintergrund haben die beiden Behörden beschlossen, einen

gemeinsamen Fragenkatalog zu ausgewählten Fragestellungen zur Bestellung des

Abschlussprüfers þei Unternehmen von öffentlichem lnteresse zu erstellen.

Rechtsgrundlage bilden die AP€_-qnd entsgrgchende nationale

t 1..--t... rGeselzesþestimmungen, sofern Oie þe-VO /WanlrectrtfTtur den nationalen
ga*uu'tuørrz"nø Künftige we¡tere Rustegungen zu anderen

Themenkomplexen, die sich aus der AP-VO und deren nationaler Umsetzung

ergeben, bleiben hiervon unberührt und sind nicht ausgeschlossen J". à*J, l^.
3. Die AP-VO ist auf die Abschlussprüfung bei U m öffentlichem

lnteresse anzuwenden (engl.: Public lnterest

öffentlichem lnteresse werden in Art

zot+ls6lat vom 16. APri 14

. Unternehmen von

tnte

linie
grhlalr^

2006l43lEG über Abschlussprüfungen von Jahresabschlüssen und konsolidierten

Abschlüssen definiert und in S 189a Z l abis d UGB in nationales Recht umgesetzt.

189a. UGB: Fi¡r das Dritte Buch gelten folgende Begriffsbestimmungen:

nternehmen von öffentlichem lnteresse:

a. Unternehmen, deren übertragbare Wertpapiere zum Handel an einem

geregelten Markt eines Mitgliedstaats der Europäischen Union oder eines

Vertragsstaats des Abkommens tiber den Europäischen Wirtschaftsraum im

Sinn des Art.4 Abs. 1 Nr. 21 der Richtlinie 2014165/EU über Märkte für

Finanzinstrumente sowie zur Anderung der Richtlinien 2O02l92lEG und

2O11t61tEU, ABl. Nr. L 173 vom 12. 6.2014 S. 349, zugelassen sind;

b. Kapitalgesellschaften, die Kreditinstitute im Sinn des Art.4 Abs' 1 Nr. 1 der

Verordnung (EU) Nr, 57512013 über Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute

und Wertpapierfirmen und zur Anderung der Verordnung (EU) Nr.64612012,

ABl. Nr. L 176 vom 27.6. 2013 S. 1 - mitAusnahme der in Artikel 2 Abs. 5 der

tll Die Formulierung ist geschlechtsneutral zu verstehen und umfasst zur besseren Lesþarkeit beide Geschlechter
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Rich¡inie 2O1gl36lEU üþer den Zugang zur Tätigkeit'von Kreditinstituten und

die Beaufsichtigung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen,'zur Anderung

der Richtlinie 20021871EG und zur Aufhebung der Richtlinien 2006/48/EG und

2OO6t4glEG, ABl. Nr. L 176 vom 27.6.2013 S. 338, genannten Kreditinstitute

- sind;

c. Kapitalgesellschaften, die Versicherungsunternehmen im Sinn des Art. 2 Abs. 1

der.Richtlinie 9116741EWG über den Jahresabschluss und den konsolidierten

Abschluss von Versicherungsunternehmen, ABl. Nr. L374,vom 31 .12.1991

S. 7, sind oder

d. Unternehmen, die ungeachtet ihrer Rechtsform in einem Bundesgesetz unter

Venrueis auf diese Bestimmung als solche bezeichnet werden;

übertragbare Wertpapiere sind neben Aktien auch Schuldverschreibungen sowie

sonstige Wertpapiere, die an einem geregelten Markt der EU/EWR zugelassen

sind1.

Nach dem Wortlaut von $ 189a Z 1 lit b UGB Form von

Kapitalgesellschaften erfasst, die als dh

Unternehmen, deren Tätigkeit darin besteht, Ei oder ckzahlbare

Gelder entgegenzunehmen und Kredite für eigene Rechnung zu gewähren'

S 43 Aþs 'ta BWG präzisiert dahingehend, dass ,,BWG-Kreditinstitute", dh

'Unternehmen, die eines der in $ 1 Abs 1 BWG normierten Bankgeschäfte

betreiben, ungeachtet ihrer Rechtsform als Unternehmen von öffentlichem

lnteresse gelten. 
,lZ4 I

Nach dem Wortlaut von $ 1 89a21 lit c UGB iVm $ f eO npqxrþ VAG 2016 sind

Versicherungs- und Ruckversicherungsunternehàren/ sowie kleine

Versicherungsunternehmen unabhängig von ihrer Rechtsform erfasst.

Gem g 189a Abs 1 lit d iVm $ 27 Abs 4 BörseG 2018 werden Börseunternehmen -
die Wiener Börse AG - zu Unternehmen von öffentlichem lnteresse erklärt.

Folgende Unternehmen sind vom Anwendungsbereich der^ Unternehmen von

^öffentlichem lnteressè ausgenommen: '\VOrrd,rifln 
fr,

. Kapitalgesellschaften für lmmobilien ($ 3 Abs 4a BWG), { I

Venvaltungsgeséllschaften ($ 10 Abs 6 lnvFG),

Betriebliche Vo n(S3Abs T lit c BWG),

($ 25 Abs 1 ZaDIG),Zahlungsinstitute

E-Geld-lnstitute ge tdG,

Sicherungseinrichtu ngen iSd ESAEG,

A|FM ( AIFM

a

a

a

a

a

I

7

1Rrt4 201416518U
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Zentrale Gegenparteien (CCP) und Zentralvenruahrer (CSD)werden im ZGVG und

im ZvVG nicht als Unternehmen von öffentlichem lnteresse definiert'

Ausgenommen sind weiters kleine Versicherungsvereine ($ 5Z4VAe 2016),

G d auf die Vermögensverualtu

beschränkt ist ($ 201 Privatstiftu VAG 20

5VAG2da sie nicht als Pl

Pensionskassen

g 136

nach dem Pensionskassengesetz sind nicht
[u^

vom'
il,Ur^r;r,Å

*Ü)

6.

Anwendungsbereich des $ 1 GB erfasst. o Z I [+u'Álf'";"+J
Kreditinstitute und (Rück-)versicherungsunternehmen, die unternehmen von

öffentlichem lnteresse sind, werden für Zwecke dieses Rundschreibens in weiterer

Folge als]<l bt\dÈ[:5 bezeichnet'

,k nøtlrø" A/^^ttl,r'rr *å.'' Kl- b=, (ÐVU-PPt
"a 

It nþ "rAl*i,rt^,*,il,,,"/¿Lrla 
zt*lt¿'(t;th /"^"///'þf w'l*

/â. ø,þ /* ,,o"- /tL, ,^t Lí[,, & *'l 4"t

,;irr^t^ t/','þ "'/h /r;*
?W o^^ {4!1a Z 4 l/6P,,,N4-,//"t

,l*"
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7. lm Folgenden sind von der APAB und der FMA gemeinsam erarbeitete

Auslegungen zu einzelnen Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 537/2014 (AP-

VO) zusammengefasst, die die zu einer einheitlichen Anwendung spezifischer

Bestimmungen beitragen sollen.

ä. 1 . ffiX TA r:q hJ r K{}-ru\-il * ru * il m nre üÅ\ru ü $ FTil- *':- l-u ru ü il l{

B. Aufgrund der Tatsache, dass bei Kreditinstituten und (Rück-)

Versicherungsunternehmen, die PlEs sind (kurz: Kl und (R)VU - PlEs), die

Bestellung der Abschlussprüfer gemäß $ 63 Abs. 1 BWG bzw. $ 260 Abs. 1 VAG

2016 verpflichtend vor Beginn des zu prüfenden Geschäftsjahres zu erfolgen hat,

sind zur Klarstellung für diese Unternehmen unter Punkt b) ergänzende

Anmerkungen angeführt. Diese Klarstellungen beziehen

gesondert vermerkt, nur auf Bestellungen, die jeweils vor dem

vorgenommen wurden.

e) FËËs eil$#*$Ìtrc'?mÌ*n Kå u¡r"¡d {R}V["] * Füffi*

1 es Vorj

nicht

ahres

ut /.utol

lo.â.- h,

HW,g

Art.4dAbs. 1 AP-
vé-,y'anolauter

Von dieser Bestimmu

Abschlussprüfer am 16.

d jene Mandate erfasst, bei denen der

14 20 Jahre und länger (dh fttr Geschäftsjahre,

die am 16.

rur einP.iÉ

6.1994 und davor begonnen haben) fortla ufend Prüfungsleistungen

erbracht hat.

Ab 17. Juni 2020 erteilt oder erneuert ein PIE das Prüfungs nicht

mehr, eine fortlaufende Prüfung iPlEs mit alig

für das hr 2020 möglich

Art.41
AP-

,,Mittell

N+,t*'t hLr,X AP-

*a+æee
,,Kurzläufer"

Von Bestimmung sind jene Mandate erfasst, bei denen der

am 16. Juni 2014 mehr als 10, aber weniger als 20 Jahre

fortla für ein PIE erbracht hat, dh fÜr Geschäftsjahre, die

z.¡'II 1994 1 6.6.2003 begonnen haben.

Ab dem 17 OZS þa'girc{+¡frí erneuert das

PIE das Pritfungsmandat nicht mehr, dh eine nde Prüfung ist bei PlEs

mit Regelgeschäftsjahr letztmalig fiir das Geschäftsjahr 2023 möglich

Von dieser Bestimmung erfasst sind Prüfungsmandate, die keine ,,Langläufef'

oder ,,Mittelläufef' sind, filr Geschåiftsjahre beginnend vor dem 16. Juni 2014

erteilt wurden und zum 17. Juni 2016 noch bestehen

Ðiese Mandate können bis zum Ablauf der it von 10 Jahren

fortgesetzt werden. Bestellungen, die vor dem der Verordnung (17

Junl 2016) erfolgt auch wenn die Höchstdauer

0,1.ube rsch ritten wurde.

nd stnd nfal ls
.l
u
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Für Prüfungsmandate, die vor dem 16. Juni 2014 erteilt wurden, nicht als Lang-

oder Mitteliäufer gelten und zum 17. Juni 2016 noch bestehen, besteht die

Möglichkeit einer einmaligen Verlängerung.

Die Möglichkeit der Verlängerung auf 20 (öffentliche Ausschreibung) oder 24

Jahre (Joint Audit) kann nur in Anspruch genommen werden, wenn wirksam fllr
das Jahr der erstmaligen Überschreitung der Höchstlauf¿eit des

Prflfungsmandats bzw. sobald der Bestellvorgang erstmals in den

Anwendungsbereich der AP-VO fällt, die ötfentliche Ausschreibung

durchgeftihrt wird bzw. auf ein Joint Audit umgestellt wird'

Verlängerungs-
möglichkeit für

,,Kurzläufe/'

$ 270a UGB

Wurde ein AbschlussprÜfer erstmals ftlr ein Geschåiftsjahr bestellt, das am oder

nach dem 16. Juni 2014 begonnen hat, so ist die Höchstlaufzeit für

Pritfungsmandate von zehn Jahren einzuhalten (externe Rotation, keine

Möglichkeit der Verlängeru ng).

,,Neumandate"

b) Kl und {R}V{.t - PlËs

Mandate erfasst, die die Prtifung des Geschäftsja

zum lnhalt hatten,

davor)
sind

(un
Bei Kl und (R)VU - PlEs mit

Bei Kl und (R)VU - PlEs mit Regelgeschäftsjahr ist die Prüfung letztmalig für

das Geschäftsiahr 2021 möglich

Art.41 Abs. 1 AP-
VftLanOläufe/'

Bei Kl und (R)VU - PlEs mit Regelgeschäftsjahr sind jene fortlaufenden

Mandate erfasst, die die erstmalige PrÜfung der Geschäftsjahre 1995 bis 2003

zum lnhalt halten,

Bei Kl und (R)vu - PlEs mit Regelgeschäftsjahr ist die Prüfung letãmalig für

das Geschäftsiahr 2024 möglich

Art.41 Abs. 2 AP-
vor*Mitte lläufer"

Bei Kl und (R)VU - PlEs mit Regelgeschäftsjahr können die lvlandate mit

erstmaliger prúfung der Geschäftsjahre 2004 bis 2014 einmalig verlängert

werden.

Verlängerungs-
möglichkeit für

,,Kurzläufer"

270aUGB

ohne Verlängerungsmöglichkeit gilt unabhängig vom

Bestellungszeitpunkt für Kl und (R)VU - PlEs mit Regelgeschäftsjahr ab

Erstprufung des Geschäftsjahres 20 1 5

Die

,,Neumandate"

STAND: FEBRUAR 2018
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Um von der Verlängerungsmöglichkeit des $ 270a UGB Gebrauch machen zu

können, ist eine öffentliche Ausschreibung durchzuführen oder ein Joint Audit

vozusehen. Die Voraussetzung für erstere Verlängerungsmöglichkeit ist eine

öffenfliche Ausschreibung für Prüfungen nach dem 10. Prüfungsjahr (oder bei

Kurzläufern, sobald der Bestellvorgang erstmals in den Anwendungsbereich der

Ap-VO fällt); die erfolgte Ausschreibung eröffnet dem betroffenen PIE die Option,

den Abschlussprüferweitere 10 Jahre (maximaljedoch bis zum 20' Prüfungsjahr)

zu bestellen. Sofern PlEs die Ausschreibung ftir mehr als ein Jahr durchfuhren, ist

dies insofern für die Weiterbestellung des bisherigen Abschlussprüfers irrelevant,

als durch die erste öffentliche Ausschreibung automatisch die zehnjährige

Verlängerungsoption (max. bis zum 20. vollen Prüfungsjahr) eröffnet wird' Davon

unbenommen hat die Bestellung für jeweils ein Jahr zu erfolgen'

Modalltät der öffsntliehen AusxchreibunE

Das Kriterium der öffentlichkeit ist jedenfalls erfüllt, wenn die Durchführung eines

Ausschreibungsverfahrens gem Art. 16 Abs' 2 bis 5 AP-VO

a) auf der Service-Plattform der APAB oder

- ,.Ð f 
^mt?blatt 

zur wiener Zeitung ú, von li¿ frurtlrr¿Loy o) - - - oltn L) *fut'
^î'XW!"tn anderer Weg einer on"Àtt¡"tren Ausschreibung mit derselben

publizitätswirkung ist zulåssig (Prüfung im Einzelfall durch APAB bzw. FMA). Eine

bloße Veröffen¡ichung auf der unternehmenseigenen Weþsite erfüllt die geforderte

puþrizitätswirkuns nicht. ;¡ b l/rt fr't 6, lu l, )n, A, /a/ IîTge ".

11'ÐieFristzurAngebot,t"ouno0Tage,gerechnetab
dem Zeitpunkt der Veröffenfliðñ'iñg der Ausschreibung, niiht unterschreiten.

?.3" JüINT,4Unlî
12. Ðie Jahre des Joint Audits sind beiden Abschlussprüfern für die Errechnung der

Höchstlaufzeit des Prüfungsmandats zuzure zwei AbschlussPrüfer

Audit durchführen, die

9

b)

10

unter lnanspruchnahme des $ 270a Z 2 UGB

Abschlussprüfung jedoch danach von einem

durchgeführt wird, so sind die Jahre des Joint

Prüfungsma ndats anzurechnen

int

d lussprufer weiter allein

Audits auf die Höchstlaufzeit des

STAND: FEBRUAR 2018
SEITE 8
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ä.4. INTNRNN reÜTAT¡*N

13. lm Bereich der internen Rotation gemäß Art. øÃb\ 7 AP-VO ist die maximale

Tätigkeitszeit im Einktang mit deniegelung.(&3iz71a Abs. 1 Z 4 UGB nach

Geschäftsjahren zu bestimmen; vereinfacht gYagt, darf/dürfen der/dieselbe/n

auftragsverantwortlichen Wirtschaftsprüfer maximal 7 Bestätigungsvermerke eines

PlEs hintereinander unterzeichnen. Für Rumpfwirtschaftsjahre ist keine Ausnahme

vorg zählen dabeiwie volle Geschäftsjahre. Entsprechendes gilt für die

, sie hat demnach auch 3 Geschäftsjahre bzw., vereinfacht

gesagt, aufein anderfolgende Bestätigungsvermerke zu umfassen

ä.s. {}R,&ilLJ ËLtä- RüTÅ"Il*r"l
14. Von der graduellen Rotation betroffen sind jene Mitarbeiter, die an der

Durchführung der Abschlussprüfung maßgeblich in leitender Funktion mitwirken'

Die graduelle Rotation wird von der APAB im Rahmen der im Verlauf ihrer

lnspektionen gezogenen Stichproben überprüft.

2. ö.,qil $W,&$d l"-V[:F{ fÅþ{ RË N

æl Art" 1S Å,bs. 3W ÅP-Vü

15 plEs haben abgesehen vom Fall der Erneuerung eines Prüfungsmandats bei der

Bestellung des Abschlussprüfers ein Auswahlverfahren gemäß Art. 16 Abs' 3 AP-

VO durchzuführen (nicht zu verwechseln mit der öffentlichen Ausschreibung gemäß

g 27Aa Z 1 UGB). Wird jedoch derselbe Abschlussprüfer für ein weiteres

Geschäftsjahr innerhalb der Höchstlaufzeit des Prüfungsmandats bestellt

(Erneuerung des Prüfungsmandats), ist

Gemäß Art. 16 Abs. 3 lit a AP-VO

n es Au swah lverfahren notwendi g

einem Auswahlverfahren die

Teilnahme von Unternehmen (dh u die im vorausgegangenen

V¡l"rt

Kalenderjahr weniger als 15% der von PlEs gezahlten Gesamthonorare erhalten

haben, an dem Auswahlverfahren in keinerWeise ausgeschlossen werden. Gemäß

@satzAP-VoveröffentlichtdieAPABfürdieseZweckeeine
jährlich zu aktualisierende Liste der betreffenden Abschlussprüfer, abrufbar unter

hÍlp ;Íwqm aP gþ.q.u g t/tçq iefcr'

Ðavon unbenommen sind alle Abschlussprüfer, die über eine aufrechte

Bescheinigung der APAB verfügen, zur Durchführung von Abschlussprüfungen bei

plEs berechtigt und können daher unter Einhaltung von Art. 16 AP-VO bestellt

17

werden. Die erstmalige Annahme eines Auftrages zur Durchfüh ner

Abschlussprüfung bei einem PIE ist der APAB gemäß $ 45

unvezüglich anzuzeigen.

ffl.0úAÞl ß'¿rt 
/ ô,,,L /r""'/^il^ â/^rlr.r:"-irrrlt l^

16
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k)) Qualit*tsstandards gentäß Art" 1Ë Abs. 3I1-$ AP-VO

c)

18. Hierbei handelt es sich um jene Qualitätsstandards, die im Rahmen der externen

Qualitätssicherung eines Abschlussprüfers, somit im Rahmen von lnspektionen der

APAB, überprüft werden.

19. Zusätzliche Bestimmungen aus Sondergesetzen (bspw. S 62 BWG) sind jedenfalls

einzuhalten.

Uberprüfung dêr A¿¡swafilverfäh rên

2A zur Anzeig
n. Die AP

die

ABDurchführu
ln den Formularen

ordnungsgemäße

l/^ln"Lr.T
Zu beachten ist außerdem die einjährige C

--ffi-6s_îTit.e

wird die ordnungsgemäße Bestellung der Abschlussprüfer im Rahmen der in ihren

lnspektionen gezogenen Stichproben überprufen; bei Hinweisen auf Verstöße

gegen die Bestimmungen des Art. 16 AP-VO erfolgt die Überprüfung durch

Einleitung einer Untersuchung beim betroffenen PIE þzw. betroffenen

Abschlussprüfer.

2.7" ZI:ITRAUIU ËÜR VNRüCTËNN

N ICþ{T-PRÜ FU NGSLË I$TU NGËN

21. Gemäß Art. 5 AP-VO ist das Erbri Þøt Ni rüfungsleistu ngen jedenfalls

innerhalb des Zeitraums zwischen dem rnn zu prüfenden Geschäftsjahres

und der Abgabe des Bestätigungsvermerks nicht zulässig. So normiert auch

S 271 UGB zur Befangenheit und Ausgeschlossenheit des Abschlussprüfer als

relevanten Zeitraum: ,,während des zu prüfenden Geschäftsjahrs oder bis zur

Abgabe des Bestätigungsvermerks"

oorins6ù
Umseùt*n(

se bei Leistungen nach

interner Kontroll- oder(Gestaltung und

Risikomanageme die bei der Erstellung und/oder Kontrolle von

Finanzinformat oder Finanzinformationstechnologiesystemen zum Einsatz

kommen

2 Berichtigung der Verordnung (EU) Nr. 537i2014 vom 16. April2014 über spezifische Anforderungen

an die Abschlussprrifung bei Unternehmen Von öffentlichem .lnteresse und zur Aufhebung des

Beschrusses 2005/e0e/Ec der Kommis 
"øn, /,ßl L 170 ,^"^ 4',1,6,204ç $6[. rilt"lt "fItl,4J ''' 

L¿ t"liu{"Y*¿â¡'aÅl

srAND: FËBRUAR 201s l'g!tr'J../r.'tJrt sErre 10
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Die mit * bezeichneten Anmerkungen gelten jeweils, wenn das Prüfungsmandat vor dem 17'6'

des Vorjahres erteilt wurde.

Lanqläufer Letztes Geschäftsjahr (GJ

Von dieser Bestimmung sind jene Mandate
erfasst, bei denen der Abschlussprüfer am 16.

Juni 2014 20 Jahre und länger (dh fur
Geschäftsjahre, die am 16.6.1994 und davor
begonnen haben ) fortlaufend Prüfungsleistungen
für ein PIE erbracht hat,
Bei Kl und (R)VU - PlEs mit Regelgeschäftsjahr
sind jene fortlaufenden Ma¡Qate erfasslrd\e die
Prtrfung des Geschäftsjah{erl994 (und/ffi }hredavor)lum lnhalt hatten*. - V9

Ab dem 17. Juni 2020 erteilt oder erneuert ein

PIE das Prüfungsmandat nicht mehr.
Bei Kl und (R)VU - PlEs mit Regelgeschåftsjahr
ist die Prüfung letztmalig f{.ir das Geschäftsjahr
2021 möglich..

Prüfer seit GJ Stand zum 16.6.2014 rüft werden dadLetztes GJ, das gep

1994 und davor 20 2021*

3 Rechtsgrundlage: Art 41 Abs. 1 AP-VO.
4 Rechtsgrundlage:

øhl.( olu

wl

41 Abs

Letztes GeschäfisjahÉMittelläufer

Prufungsmandat nicht mehr, dh eine
fortlaufende Prufung ist bei PlEs mit
RegelgeschËiftsjahr letztmalig f tir das
Geschäftsjah r 2023 möglich.
Bei Kl und (R)VU - PlEs mit Regelgeschäftsjahr
ist die Prüfung letztmalig für das Geschäftsjahr
2024 möglich..

17.06.2023 das
Von dieser Bestimmung sind jene
erfasst, bei denen der Abschlussprüfer am 16.

Juni 2014 mehr als 10, aber weniger als 20 Jahre
.fortlaufend Prüfleistungen für ein PIE erbracht
frat\ Ofr 7f¡frGeschäftsjahre, die zwischen

' rX.ô/ r gg+(btrù. 6.2003 bêgonnen haben.
geftl undhlVu - PlEs mit Regelgeschäftsjahr
sind jene fortlaufenden Mandate erfasst, die die
erstmalige Prirfung der Geschäftsjahre 1995 bis
2003 zum lnhalt hatten.

Mandate

Prüfer seit GJ Stand zum 16.6.2014 Letztes GJ, das gePrüft werden darf

1995 19 2024*

1996 18 2024.

1997 17 2024"

1998 16 2024"

1999 15 2024"

2000 14 2024*

2001 13 2024*

2002 12 2024*

2003 11 2024*

STAND: FEBRUAR 2018
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Kurzläufer
Von dieser Bestimmung erfasst sind
Prirfungsmandate, die keine,,Langläufer" oder

,,Mittelläufer" sind, fur Geschäftsjahre beginnend
vor dem 16. Juni 2014 erteilt wurden und zum 17.
Juni 2016 noch bestehen.

Die Bestimmungen betrifft somit im Falle von Kl/
(R)VU - PlEs mit Regelgeschäftsjahr
Prüfungsleistungen ftlr das GJ 2004 bis GJ

2017..

Höchstlaufzeit von 10 Jahren fortgesetzt werden'
Bestellungen, die vor dem ,hBrq[t¡¡¡teo, der
Verordnung (17. Juni 2016) erfolgt sind, sind

Diese Mandate n bis zum der

(R)vu P Es mit Regelgeschäftsjahr
mögl e rstma liges Anwe nden derbis 20 7* ich1 (

Verordnung für Kl / (R)VU - PIE ab dem GJ

I

Für Prüfungsmandate, die vor dem 16. Juni 2014
erteilt wurden, nicht als Lang- oder Mittelläufer
gelten und zum 17. Juni 2016 noch bestehen,
besteht die Möglichkeit einer einmaligen
Verlängerung.

Bei Kl und (R)VU - PlEs mit Regelgeschäftsjahr
können die Mandate mit erstmaliger Pnjfung der
Geschäftsjahre 2004 bis 2014 einmalig
verlängert werden*.

Kurzläufer mit V e rl ä ng e ru ngs mö gl i ch ke it : Diese Kurzläufer mit Verlängerungsmöglichke
haben die Möglichkeit einer einmaligen
Verlängeru n g auf 20 (öffentl iche Aussch rei bu ng )

oder 24 Jahre (Joint Audit). Die Möglichkeit der
Verlängerung auf 20 (öffentliche Ausschreibung)
oder 24 Jahre (Joint Audit) kann nur in Anspruch
genommen werden, wenn wirksam ftir das Jahr
der erstmaligen Uberschreitung der
Höchstlaufzeit des Prilfungsmandats bzw.
sobald der Bestellvorgang erstmals in den
Anwendungsbereich der AP-VO fällt, die
öffentl iche Aussch reibun g d urchgef üh rt wi rd bzw'
auf ein Joint Audit um It wird

it

t^^ /\ APIAB ffi
^t1,r 

ht jr.it.iìt{'.¿riir¡.1{5¡clardii

(,6W
þr'lÀ-

Wurde ein Abschlussprüfer erstmals für ein Geschäftsjahr bestellt, d oder nach dem

16. Juni 20'14 begon nen hat, so ist die Höchstlaufzeit für Prüfungsma
st ohneeinzuhalten (externe Rotation, keine Mögl ichkeit der Verlängerung). Die

Verlängerungsmöglichkeit gilt unabhängig vom Bestellungszeitpunkt fi.ir Kl und (R)VU - PlEs

mit Regelgeschäftsjahr ab Erstprüfung des Geschäftsjahres 2015

5 Rechtsgrundlage: Art 41

ltlu¡

Verlängerung
beiöffentlicher
Ausschreibung

möglich bis

VerlängeruQg
bei dufch-\

seheno{¡åoùt
Audit mbglióh

bis

öffentliche
Ausschreibung
oder Joint Audit

ab GJ

'10 Jahre
erreicht
im GJ

öffentliche
Aus-

schreibung
im GJ

AP seit
GJ

Stand zum
16.6.2014

2023 202720182013 2017*2004 10
2028202420189 2014 2017*2005
202920252018I 2015 2017*2006
2030202620187 2016 2017*2007
2031202720182017 2017*2008 b
2032202820192018 20182009 5
20332A2920202019 20192010 4
2A34203020212020 20202011 3
2035203120222021 20212012 2
2036203220232022 20222013 1

20372033 ^20242023 20232014 0

AP seit GJ 10 Jahre erreicht im GJ Verpflichtende Rotation ab GJ

2015 2024 2025

2016 2025 2026

2017 2026 2027

STAND: FEBRUAR 2018
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